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FU CHANGGUO, NGO-Mitarbeiter 

LI ZHAN, Fabrikarbeiter 

MI JIUPING, Fabrikarbeiter 

YU JUNCONG, Fabrikarbeiter 

Seit Juli 2018 befinden sich in China drei Fabrikarbeiter und ein NGO-Mitarbeiter wegen versuchter 

Gewerkschaftsgründung in Haft. Die vier Männer haben seit ihrer Festnahme nur eingeschränkten Zugang zu ihren 

Rechtsbeiständen und dürfen keinen Kontakt mit ihren Familien aufnehmen. Amnesty International sorgt sich daher 

um die Gesundheit der Männer. Zudem befürchtet Amnesty, dass sie kein faires Gerichtsverfahren erhalten. 

Li Zhan, Mi Jiuping und Yu Juncong sind bei Jasic Technology angestellt, einem Hersteller von Schweißgeräten in 

der südchinesischen Stadt Shenzhen. Im Juli 2018 begannen sie gemeinsam mit einigen Kolleg_innen damit, 

entsprechend des geltenden Rechtsrahmens eine Gewerkschaft zu gründen. Nur wenige Tage später, am 27. Juli, 

wurden die drei Arbeiter beschuldigt, eine illegale Gewerkschaft gründen zu wollen. Daraufhin nahm man sie in 

Gewahrsam auf der Grundlage des Verdachts, „Streit angefangen und Ärger provoziert zu haben“. Fu Changguo, ein 

Mitarbeiter des Dagongzhe Workers' Centre in Shenzhen, wurde im August festgenommen, weil er vor einer 

Polizeiwache Parolen zur Unterstützung der drei Arbeiter skandiert hatte. Alle vier Männer wurden daraufhin wegen 

„Versammlung einer Menschenmenge, um die öffentliche Ordnung zu stören“ angeklagt.  

Li Zhan, Mi Jiuping, Yu Juncong und Fu Changguo haben seit ihrer Festnahme nur eingeschränkten Zugang zu ihren 

Rechtsbeiständen. Laut der Familie von Fu Changguo durfte er sich erst einmal mit seinem Rechtsbeistand treffen, 

seit er sich in Gewahrsam befindet, da die Gefängnisbehörden alle anderen Treffen abgelehnt haben. Der 

Rechtsbeistand von Fu Changguo hat der Familie nun mitgeteilt, dass er sein Mandat niederlegen werde, da seinem 

Mandanten ein Pflichtverteidiger zur Seite gestellt werde. Es ist unklar, ob Fu Changguo dem zugestimmt hat. Auch 

der Rechtsbeistand von Yu Juncong durfte sich nur einmal mit ihm treffen; nach diesem Treffen legte er sein 

Mandat nieder. Ein Treffen zwischen Yu Juncong und seinem neuen Rechtsbeistand hat noch nicht stattgefunden. 

Mi Jiuping hatte bereits zwei Rechtsbeistände, die ihre Mandate niedergelegt haben. Auch er durfte sich noch nicht 

mit seinem neuen Rechtsbeistand treffen, da es in seinem Fall nach Angaben der Behörden um Staatsgeheimnisse 

geht. Die vier Männer hatten seit ihrer Festnahme im Juli noch keinerlei Kontakt mit ihren Familien. 

Neben Li Zhan, Mi Jiuping, Yu Juncong und Fu Changguo wurden im Juli noch weitere 26 Personen festgenommen, 

die an der versuchten Gewerkschaftsgründung bei Jasic Technology beteiligt waren. Darüber hinaus wurden einige 

Mitglieder der Arbeitervertretung entlassen, und andere wurden von Unbekannten auf dem Weg zur Fabrik 

verprügelt.  

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Li Zhan, Mi Jiuping, Yu Juncong und Fu Changguo durften seit ihrer Festnahme im Juli 2018 noch keinerlei Kontakt 

mit ihren Familien aufnehmen. Die Familienangehörigen von Li Zhan erfuhren erst auf Nachfrage bei der Polizei, 

dass er in die Hafteinrichtung Shenzhen Nr. 2 gebracht worden war. Die Familie von Fu Changguo versuchte ihm 

einen Brief zu schicken, doch die Gefängnisbehörden weigerten sich ihn anzunehmen. Die Verwandten von Yu 

Juncong haben eigenen Angaben zufolge noch keine offizielle Benachrichtigung über seine Festnahme oder 

Inhaftierung erhalten. 



 

 

 

 

Auf die Festnahmen im Juli folgte eine zweite Festnahmewelle am 9. November, bei der mindestens ein Dutzend 

Arbeitsrechtsaktivist_innen sowie Studierende, die die Arbeiter_innen bei Jasic Technology unterstützen, in 

Gewahrsam genommen wurden. Zu ihnen zählen Sun Min, Zong Yang, Liang Xiaogang, Wang Guixia und Zhang 

Shengye, alles Absolvent_innen der Universität Peking, einer der renommiertesten Universitäten des Landes. 

Medienberichten zufolge wurde Zhang Shengye auf dem Universitätscampus von Personen, die dunkle Kleidung 

trugen, geschlagen und dann abgeführt. Die Sicherheitskräfte auf dem Campus unternahmen offenbar nichts 

dagegen. Der Verbleib der fünf Studierenden und einiger Arbeitsrechtsaktivist_innen ist nach wie vor unbekannt.   

Nach dem „Verschwinden“ der Studierenden verschickte die Universität Peking Berichten zufolge am 14. November 

eine Nachricht an alle Studierenden, in der gemahnt wurde, man solle sich „nicht an den jüngsten Aktivitäten für 

Arbeitsrechte beteiligen“. Medienberichten zufolge hieß es in der Nachricht weiter: „Wenn Studierende sich im 

Zuge dieser Nachricht immer noch dem Gesetz widersetzen möchten, dann müssen sie auch die Konsequenzen 

tragen“. 

Ein Arbeiter, der am 9. November festgenommen und später wieder freigelassen wurde, sagte öffentlich aus, dass 

sein Haus mitten in der Nacht von Polizist_innen durchsucht wurde, die eine nicht ausgefüllte Vorladung bei sich 

hatten. Dies verstößt gegen die chinesische Strafprozessordnung, die vorschreibt, dass Polizist_innen eine gültige 

Vorladung der entsprechenden Volksstaatsanwaltschaft oder Sicherheitsbehörde vorlegen müssen. Dieser Arbeiter 

wurde im Anschluss an die Durchsuchung 24 Stunden lang auf einer Polizeistation verhört. Die Polizist_innen ließen 

ihn nicht schlafen, machten Bemerkungen über seine Eltern und traten gegen seine Beine. Eigenen Angaben 

zufolge verfasste der Arbeiter infolge des polizeilichen Drucks und seiner geschwächten körperlichen Verfassung 

eine Erklärung, in der er einen Unterstützer der Arbeiter_innen benannte und Dinge sagte, die „den Tatsachen stark 

zuwiderlaufen“. 

SCHREIBEN SIE BITTE 
FAXE, E-MAILS ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN  

 Sorgen Sie bitte dafür, dass Li Zhan, Mi Jiuping, Yu Juncong und Fu Changguo bis zu ihrer Freilassung 

regelmäßigen und uneingeschränkten Zugang zu ihren Familien und Rechtsbeiständen ihrer Wahl haben. 

 Bitte informieren Sie die Familienangehörigen und Rechtsbeistände der vier Männer über den Fortgang des 

Prozesses. 

 Bitte stellen Sie sicher, dass die Männer freigelassen werden, sofern sie nicht umgehend ein faires 

Gerichtsverfahren entsprechend internationalen Standards erhalten. Die Anklagen dürfen nicht auf der friedlichen 

Wahrnehmung der Rechte auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit beruhen.  

 
APPELLE AN  

DIREKTOR DES HAFTZENTRUMS SHENZHEN NR. 2  
Shangmeilin Gong’anjie   
Futianqu, Shenzhen Shi, Guangdong Sheng 518000 
VOLKSREPUBLIK CHINA 
(Anrede: Dear Director / Sehr geehrter Herr Direktor) 
 
DIREKTOR DES BÜROS FÜR ÖFFENTLICHE SICHERHEIT IN SHENZHEN 
Xu Wenhai, Shenzhen Municipal Public Security Bureau 
4018 Jiefanglu, Luohuqu,  
Shenzhen Shi, Guangdong Sheng  
VOLKSREPUBLIK CHINA 
(Anrede: Dear Direktor / Sehr geehrter Herr Direktor) 
E-Mail: xwh@sz.gov.cn  

KOPIEN AN 

MINISTER FÜR ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 

Zhao Kezhi Buzhang 
Gonganbu, 14 Dongchanganjie, Dongchengqu 
Beijing Shi 100741 
VOLKSREPUBLIK CHINA 
Tel: (00 86) 10 66262114 (Nur Chinesisch) 

 

BOTSCHAFT DER VOLKSREPUBLIK CHINA 

S. E. Herrn Mingde Shi 

Märkisches Ufer 54, 10179 Berlin  

Fax: 030-27 58 82 21 

E-Mail: de@mofcom.gov.cn 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Chinesisch, Englisch oder auf Deutsch. 
Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 
4. Januar 2019 keine Appelle mehr zu verschicken. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

 Asking for Li Zhan, Mi Jiuping, Yu Juncong and Fu Changguo to have regular, unrestricted access to their families and lawyers of their 

choice while in detention. 

 Asking that the families and lawyers of the four men are informed of the progress of their cases. 

 Asking them to ensure that the four men are either released or tried in line with international fair trial standards, and not for the peaceful 

exercise of their rights to freedom of expression and assembly. 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG 

In den vergangenen Jahren wurden in China zwar Gesetze und Verordnungen zum Schutz der Arbeitnehmerrechte 

erlassen, doch werden sie bisher nur unzureichend umgesetzt. Laut dem chinesischen Statistikamt verfügten 

2016 lediglich 35 Prozent der 281 Millionen „inländischen Arbeitsmigrant_innen“ über Arbeitsverträge. 

Unabhängige Gewerkschaften sind verboten und der staatliche Chinesische Gewerkschaftsbund (ACFTU) ist die 

einzige Einrichtung, die Arbeitnehmer_innen in China repräsentieren darf. Dem ACFTU angeschlossene 

Gewerkschaften werden häufig von der Managementebene kontrolliert und haben nicht ausreichend Kapazitäten, 

um die Interessen der Arbeitnehmer_innen zu vertreten. 

 


